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URTEIL DES GERICHTSHOFES 

28. März 1985* 

In der Rechtssache 275/83 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­
ter Joseph Griesmar als Bevollmächtigten im Beistand von Rechtsanwalt Francis 
Herbert, Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: Manfred Beschel vom Juristischen 
Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg, 

Klägerin, 

gegen 

Königreich Belgien, vertreten durch den Minister für auswärtige Angelegenheiten, 
Bevollmächtigter: Robert Hoebaer, Direktor im Ministerium für auswärtige Ange­
legenheiten, Außenhandel und Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern, 
Zustellungsanschrift: Belgische Botschaft, 4, rue des Girondins, Luxemburg, 

beklagte Partei, 

wegen Feststellung, daß das Königreich Belgien gegen seine Verpflichtungen aus 
Artikel 33 der Verordnung Nr. 1408/71 vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die inner­
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern, (ABl. L 149, S. 2) und aus Artikel 5 
EWG-Vertrag verstoßen hat, indem es von den gesetzlichen Altersrenten, Altersru­
hegeldern, Ruhegehältern und Hinterbliebenenrenten von Gemeinschaftsangehöri­
gen, die in einem anderen Mitgliedstaat als Belgien wohnen, Beiträge einbehalten 
hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten 
G. Bosco und C. Kakouris, der Richter T. Koopmans, U. Everling, Y. Galmot und 
R. Joliét, 

Generalanwalt: M. Darmon 

Kanzler: P. Heim 

** 

folgendes 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
** nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 6. Februar 1985, 
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URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 
16. Dezember 1983 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Ar­
tikel 169 EWG-Vertrag Klage auf Feststellung erhoben, daß das Königreich Bel­
gien gegen seine Verpflichtungen aus Artikel 33 der Verordnung Nr. 1408/71 vom 
14. Juni 1971 über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeit­
nehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, 
(ABl. L 149, S. 2) und Artikel 5 EWG-Vertrag verstoßen hat. 

2 Artikel 33 der Verordnung Nr. 1408/71 in der Fassung der Verordnung Nr. 
2864/72 des Rates vom 19. Dezember 1972 (ABl. L 306, S. 1) lautet wie folgt: 

„Der Träger eines Mitgliedstaats, der eine Rente schuldet, darf, wenn die für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften vorsehen, daß von dem Rentner zur Deckung der 
Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft Beiträge einbehalten werden, diese 
Beiträge von der von ihm geschuldeten Rente in der nach den betreffenden 
Rechtsvorschriften berechneten Höhe einbehalten, soweit die Kosten der Leistun­
gen aufgrund der Artikel 27, 28, 28a, 29, 31 und 32 zu Lasten eines Trägers des 
genannten Mitgliedstaats gehen." 

3 Dieser Bestimmung ist zu entnehmen, daß der Träger eines Mitgliedstaats Beiträge 
nur von den Renten solcher Sozialversicherten einbehalten darf, die von dem dafür 
zuständigen Träger dieses Mitgliedstaats Leistungen bei Krankheit und Mutter­
schaft beziehen. Eine solche Einbehaltung ist dagegen unzulässig, wenn die betref­
fenden Leistungen nicht zu Lasten eines Trägers dieses Mitgliedstaats gehen. In 
dieser Lage befinden sich die Sozialversicherten, die in einem anderen Mitglied­
staat wohnen und aufgrund dieses Wohnsitzes nach den Artikeln 27 bis 32 der 
Verordnung Nr. 1408/71 Leistungen des zuständigen Trägers dieses Mitgliedstaats 
beziehen. 
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4 Mit der vorliegenden Klage will die Kommission feststellen lassen, daß die belgi­
sche Regelung gegen Artikel 33 der Verordnung Nr. 1408/71 verstößt, indem sie 
die Einbehaltung von Beiträgen im Sinne dieser Bestimmung auch für den Fall 
vorsieht, daß die betreffenden Sozialversicherten in einem anderen Mitgliedstaat 
als Belgien wohnen und deshalb Leistungen der Träger dieses Mitgliedstaats be­
ziehen. 

5 Die fragliche belgische Regelung, Artikel 121 Absatz 10 der belgischen Loi institu­
ant et organisant un régime d'assurance obligatoire contre la maladie et l'invalidité 
vom 9. August 1963 (Gesetz über die Einrichtung und den Aufbau eines Systems 
der Pflichtversicherung gegen Krankheit und Invalidität; Moniteur belge vom 
1. und 2. November 1963, S. 10555) in der Fassung des Artikels 161 der Loi rela­
tive aux propositions budgétaires 1979/80 vom 8. August 1980 (Gesetz über die 
Haushaltsvoranschläge 1979/80; Moniteur belge vom 15. August 1980, S. 9463) 
bestimmt, daß mit Wirkung ab 1. Oktober 1980 ein Betrag einzubehalten ist 

„von gesetzlichen Altersrenten, Altersruhegeldern, Ruhegehältern und Hinterblie­
benenrenten sowie von Leistungen, die anstelle oder zur Ergänzung solcher Ren­
ten gewährt werden ...". 

Weiter heißt es dort: 

„Die Einbehaltung wird bei jeder Zahlung der Rente oder sonstigen Leistung 
durch den hierfür zivilrechtlich verantwortlichen Träger vorgenommen. Dieser 
führt die Summe der einbehaltenen Beträge binnen des auf die Einbehaltung fol­
genden Monats an die Staatliche Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung 
ab." 

6 Die belgische Regierung stellt nicht in Abrede, daß diese Bestimmungen auch für 
die Sozialversicherten gelten, die in einem anderen Mitgliedstaat als Belgien woh­
nen, und insoweit Artikel 33 der Verordnung Nr. 1408/71 zuwiderlaufen. Sie hat 
keinen förmlichen Antrag gestellt, sondern erklärt, daß sie Maßnahmen ergreifen 
wolle, um dem Gemeinschaftsrecht nachzukommen. 

7 Es sei zunächst geplant gewesen, die fragliche Regelung aufgrund des Gesetzes 
vom 6. Juli 1983, das dem König bestimmte Sonderbefugnisse gebe, auf dem Ver­
ordnungswege zu ändern. Von diesem Verfahren habe man jedoch Abstand ge-
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nommen, nachdem sich gezeigt habe, daß die erforderlichen Änderungen den 
Rahmen des genannten Gesetzes sprengen würden. Die Regierung habe sodann 
beschlossen, das nationale Recht dem Gemeinschaftsrecht durch zwei Maßnahmen 
anzupassen: Zum einen habe die Regierung vorgesehen, die Rentenversicherungs­
träger anzuweisen, bei in einem anderen Mitgliedstaat wohnhaften Sozialversicher­
ten die erwähnten Beiträge nicht mehr einzubehalten. Zum anderen solle unver­
züglich ein Gesetzentwurf eingebracht werden, der den betroffenen Personen die 
Möglichkeit eröffne, unter Abweichung von dem im Sozialversicherungsrecht gel­
tenden Grundsatz der dreijährigen Verjährungsfrist die Erstattung der seit dem 
Inkrafttreten der fraglichen Bestimmungen am 1. Oktober 1980 entgegen Artikel 
33 der Verordnung Nr. 1408/71 einbehaltenen Beträge zu verlangen. 

s Nach den eigenen Erklärungen der belgischen Regierung entspricht somit die frag­
liche Regelung in ihrem derzeitigen Zustand nicht den Anforderungen des Ge­
meinschaftsrechts . 

9 Die belgische Regierung rechtfertigt die bei der Durchführung von Artikel 33 der 
Verordnung Nr. 1408/71 eingetretene Verzögerung mit den Schwierigkeiten, auf 
die man sowohl bei der Wahl als auch bei der Ausarbeitung der geeigneten Maß­
nahmen gestoßen sei. 

10 Dieses Vorbringen greift nicht durch. Nach ständiger Rechtsprechung des Ge­
richtshofes kann sich ein Mitgliedstaat nicht auf Bestimmungen, Übungen oder 
Umstände seiner internen Rechtsordnung berufen, um die Nichtbeachtung der sich 
aus dem Gemeinschaftsrecht ergebenden Verpflichtungen zu rechtfertigen. 

1 1 Es ist sonach festzustellen, daß das Königreich Belgien gegen seine Verpflichtun­
gen aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, indem es von den gesetzlichen Alters­
renten, Altersruhegeldern, Ruhegehältern und Hinterbliebenenrenten von Gemein­
schaftsangehörigen, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, Beiträge einbehal­
ten hat. 

Kosten 

i2 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung hat die unterliegende Partei die Ko­
sten zu tragen; da die beklagte Partei mit ihrem Vorbringen unterlegen ist, sind ihr 
die Kosten aufzuerlegen. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden : 

1) Das Königreich Belgien hat gegen seine Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag 
verstoßen, indem es von den gesetzlichen Altersrenten, Altersruhegeldern, Ruhe­
gehältern und Hinterbliebenenrenten von Gemeinschaftsangehörigen, die in 
einem anderen Mitgliedstaat wohnen, Beiträge einbehalten hat. 

2) Das Königreich Belgien trägt die Kosten des Verfahrens. 

Mackenzie Stuart Bosco Kakouris 

Koopmans Everling Galmot Joliét 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 28. März 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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